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Presse und Information 

PRESSEMITTEILUNG Nr. 72/06 

12. September 2006 

Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-196/04 

Cadbury Schweppes plc & Cadbury Schweppes Overseas Ltd / Commissioners of Inland 
Revenue 

DIE BRITISCHEN RECHTSVORSCHRIFTEN ÜBER BEHERRSCHTE 
AUSLÄNDISCHE GESELLSCHAFTEN KÖNNEN NUR AUF REIN KÜNSTLICHE 

STEUERLICHE GESTALTUNGEN ANWENDUNG FINDEN 

Bei der Prüfung, ob eine beherrschte ausländische Gesellschaft einer wirklichen Tätigkeit 
nachgeht, müssen die nationalen Behörden objektive und von dritter Seite nachprüfbare 

Anhaltspunkte und nicht nur subjektive Überlegungen berücksichtigen. 

Nach dem Steuerrecht des Vereinigten Königreichs werden die Gewinne einer ausländischen 
Gesellschaft, deren Kapital zu mehr als 50 % von einer im Vereinigten Königreich 
ansässigen Gesellschaft gehalten wird und die als beherrschte ausländische Gesellschaft oder 
BAG bezeichnet wird, der inländischen Gesellschaft zugerechnet und bei dieser besteuert, 
wenn der ausländische Steuersatz weniger als drei Viertel des im Vereinigten Königreich 
geltenden Steuersatzes beträgt. Die von der BAG entrichtete Steuer wird bei der inländischen 
Gesellschaft angerechnet. Dieses System bewirkt, dass die inländische Gesellschaft den 
Unterschiedsbetrag zwischen der im Ausland entrichteten Steuer und der Steuer zu zahlen 
hat, die angefallen wäre, wenn die BAG im Vereinigten Königreich ansässig gewesen wäre. 

Von der Anwendung dieser Rechtsvorschriften gibt es eine Reihe von Ausnahmen, u. a. 
dann, wenn die BAG 90 % ihrer Gewinne an die inländische Gesellschaft ausschüttet oder 
wenn der „Motivtest“ bestanden wird. Um in den Genuss der letztgenannten Ausnahme zu 
kommen, muss eine Gesellschaft nachweisen, dass es weder Hauptziel der Umsätze, die zu 
den Gewinnen der BAG geführt haben, noch hauptsächlicher Existenzgrund der BAG war, 
eine Steuerminderung im Vereinigten Königreich durch einen Abfluss von Gewinnen 
herbeizuführen. 



Die Cadbury Schweppes plc ist die Muttergesellschaft des Cadbury-Schweppes-Konzerns, 
dessen Geschäftsbereich im Getränke- und Süßwarensektor angesiedelt ist. Zum Konzern 
gehören u. a. zwei Tochtergesellschaften in Irland, nämlich die Cadbury Schweppes Treasury 
Services (CSTS) und die Cadbury Schweppes Treasury International (CSTI), die beide im 
International Financial Services Centre (IFSC) in Dublin, Irland, niedergelassen sind, wo der 
Steuersatz im Jahr 1996 10 % betrug. Die Aufgabe dieser beiden Gesellschaften besteht 
darin, Geldmittel zu beschaffen und sie dem Konzern zur Verfügung zu stellen. Nach 
Angabe des vorlegenden Gerichts wurden beide nur deshalb in Dublin errichtet, um unter die 
günstige Steuerregelung des IFSC und nicht unter bestimmte Steuervorschriften des 
Vereinigten Königreichs zu fallen. 

Im Jahr 2000 verlangten die Commissioners of Inland Revenue (britische Steuerbehörde) in 
der Ansicht, dass die Rechtsvorschriften über BAG auf die beiden irischen Gesellschaften 
anwendbar seien, von der Cadbury Schweppes einen Körperschaftsteuerbetrag von 
8 638 633,54 Pfund Sterling für die von der CSTI 1996 erzielten Gewinne. 

Dagegen erhob die Cadbury Schweppes Klage bei den Special Commissioners of Income 
Tax, mit der sie geltend machte, dass die Rechtsvorschriften über BAG insbesondere im 
Hinblick auf die Niederlassungsfreiheit gegen Gemeinschaftsrecht verstießen. Die Special 
Commissioners möchten vom Gerichtshof wissen, ob das Gemeinschaftsrecht 
Rechtsvorschriften wie denen über BAG entgegensteht. 

Der Gerichtshof erinnert daran, dass es Gesellschaften oder Personen verwehrt ist, sich 
missbräuchlich oder betrügerisch auf Gemeinschaftsvorschriften zu berufen. Der Umstand, 
dass eine Gesellschaft in einem Mitgliedstaat mit dem Ziel gegründet worden ist, in den 
Genuss vorteilhafterer Rechtsvorschriften zu kommen, reicht für sich allein jedoch nicht aus, 
um auf eine missbräuchliche Ausnutzung der Niederlassungsfreiheit zu schließen. Die 
Entscheidung der Cadbury Schweppes, die CSTS und die CSTI eingestandenermaßen mit 
dem Ziel in Dublin anzusiedeln, in den Genuss einer günstigen Steuerregelung zu kommen, 
stellt daher an sich keinen Missbrauch dar und schließt nicht aus, dass die Cadbury 
Schweppes sich auf das Gemeinschaftsrecht berufen kann. 

Der Gerichtshof stellt fest, dass die Rechtsvorschriften über BAG die inländischen 
Gesellschaften je nach dem Besteuerungsniveau für die von ihnen beherrschte Gesellschaft 
unterschiedlich behandeln. Diese unterschiedliche Behandlung führt zu einem Steuernachteil 
für die inländische Gesellschaft, auf die die Rechtsvorschriften über BAG anwendbar sind. 
Die Rechtsvorschriften über BAG beschränken somit die Niederlassungsfreiheit im 
Sinne des Gemeinschaftsrechts. 

Zu den möglichen Rechtfertigungen für solche Rechtsvorschriften stellt der Gerichtshof fest, 
dass eine nationale Maßnahme, die die Niederlassungsfreiheit beschränkt, gerechtfertigt sein 
kann, wenn sie sich speziell auf rein künstliche Gestaltungen bezieht, die allein dazu dienen, 
der normalerweise geschuldeten nationalen Steuer zu entgehen, und wenn sie nicht über das 
hinausgeht, was zur Erreichung dieses Zieles erforderlich ist. 

Einige der im britischen Recht vorgesehenen Ausnahmen entlasten eine Gesellschaft in 
Situationen, in denen es ausgeschlossen erscheint, dass eine rein künstliche Gestaltung allein 



zu steuerlichen Zwecken vorliegt (z. B. die Ausschüttung von 90 % der Gewinne einer 
Tochtergesellschaft an ihre Muttergesellschaft oder die Entfaltung von Handelstätigkeiten 
durch die BAG). Zur Anwendung des „Motivtests“ stellt der Gerichtshof fest, dass es für den 
Schluss auf eine rein künstliche Gestaltung nicht ausreicht, dass das Streben nach 
Erleichterung der Steuerlast Anlass zur Gründung der BAG und zum Tätigen von Umsätzen 
zwischen dieser und der inländischen Gesellschaft war. Für die Feststellung des Vorliegens 
einer solchen Gestaltung ist außer einem subjektiven Element erforderlich, dass aus 
objektiven und nachprüfbaren Anhaltspunkten, die die inländische Gesellschaft insbesondere 
zum Ausmaß des greifbaren Vorhandenseins der BAG in Form von Geschäftsräumen, 
Personal und Ausstattung liefert, hervorgeht, dass die Gründung einer BAG nicht mit einer 
wirtschaftlichen Realität zusammenhängt, d. h. mit einer tatsächlichen Ansiedlung, deren 
Zweck darin besteht, im Aufnahmemitgliedstaat wirklichen wirtschaftlichen Tätigkeiten 
nachzugehen. 

Es obliegt den Special Commissioners, zu prüfen, ob der Motivtest so ausgelegt werden 
kann, dass damit solche objektiven Kriterien berücksichtigt werden. In diesem Fall 
müssten die Rechtsvorschriften über BAG als mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar 
angesehen werden. Bedeuten dagegen die Kriterien, auf denen dieser Test beruht, dass 
eine inländische Gesellschaft unter diese Rechtsvorschriften fällt, selbst wenn keine 
objektiven Anhaltspunkte für eine rein künstliche Gestaltung vorliegen, so wären die 
Rechtsvorschriften gemeinschaftsrechtswidrig. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den 
Gerichtshof nicht bindet. 

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfügbar: FR CS DE EN ES HU IT NL PL SK 
SL 

Den vollständigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der 
Internetseite des Gerichtshofes: 

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-
196/04

Für weitere Auskünfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Düsterhaus, 
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind verfügbar über den von der 
Europäischen Kommission, Generaldirektion Presse und Kommunikation, angebotenen 

Dienst EbS „Europe by Satellite“, L-2920 Luxemburg, 
Tel.: (00352) 4301 35177, Fax: (00352) 4301 35249, 

oder B-1049 Brüssel, Tel.: (0032) 2 2964106, Fax: (0032) 2 2965956 
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